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IM NAMEN DER REPUBLIK 

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter Dr. Rudolf Wanke über die Beschwerde der 

***4*** ***13***-***6*** und ***1*** ***6*** Gesellschaft nach bürgerlichem Recht, 

***7***, ***8***, vertreten durch ACCURATA Steuerberatungs GmbH & Co KG, 3500 Krems 

an der Donau, Rechte Kremszeile 62, vom 19. Dezember 2017 unter anderem gegen den 

Bescheid des (damaligen) Finanzamts Waldviertel, 3500 Krems an der Donau, Rechte 

Kremszeile 58, vom 16. November 2017 betreffend Umsatzsteuer für das Jahr 2014, 

Steuernummer ***10***, zu Recht erkannt:  

I. Der Beschwerde wird Folge gegeben. 

Der angefochtene Bescheid wird gemäß § 279 BAO abgeändert. 

Die Bemessungsgrundlagen und die Höhe der festgesetzten Abgaben sind dem Ende der 

Entscheidungsgründe zu entnehmen und bilden einen Bestandteil des Spruches dieses 

Erkenntnisses. 
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Vorgeschichte 

Zur Vorgeschichte wird auf das Vorabentscheidungsersuchen BFG 29. 6. 2015, 

RE/7100001/2015, das Urteil EuGH 12. 10. 2016, C-340/15, ECLI:EU:C:2016:764 sowie auf die 

Erkenntnisse BFG 27. 3. 2017, RV/7103204/2012; BFG 21. 1. 2019, RV/7101192/2018; BFG 26. 

2. 2019, RV/7101189/2018; BFG 3. 6. 2019, RV/7101198/2018 und BFG 3. 6. 2019, 

RV/7101204/2018, ferner auf die Erkenntnisse VwGH 15. 5. 2019, Ro 2017/13/0012 und VwGH 

9. 10. 2020, Ro 2019/13/0025 verwiesen. 

Diesen Entscheidungen möge auch der jeweilige Verfahrensgang sowie die Eingaben der 

Parteien des jeweiligen verwaltungsgerichtlichen Verfahrens entnommen werden. Diese sind 

sowohl den Gesellschaftern der hier verfahrensgegenständlichen Gesellschaft nach 

bürgerlichem Recht (GesBR) als auch der steuerlichen Vertretung bekannt; sie sind (abgesehen 

vom Urteil des EuGH) anonymisiert auch unter www.findok.bmf.gv.at, www.ris.bka.gv.at und 

www.curia.eu veröffentlicht. 

Umsatzsteuerbescheid 

An die im Spruch genannte Gesellschaft nach bürgerlichem Recht (GesBR) erging folgender 

Umsatzsteuerbescheid: 

2 von 26

ilink?bereich=BFG&id=601&gueltig=20150629&hz_gz=RE%2f7100001%2f2015
javalink?art=EuGH&id=400&gueltig=20161012&hz_gz=C-340%2f15
ilink?bereich=BFG&id=601&gueltig=20170327&hz_gz=RV%2f7103204%2f2012
ilink?bereich=BFG&id=601&gueltig=20190121&hz_gz=RV%2f7101192%2f2018
ilink?bereich=BFG&id=601&gueltig=20190226&hz_gz=RV%2f7101189%2f2018
ilink?bereich=BFG&id=601&gueltig=20190603&hz_gz=RV%2f7101198%2f2018
ilink?bereich=BFG&id=601&gueltig=20190603&hz_gz=RV%2f7101204%2f2018
javalink?art=VwGH&id=700&gueltig=20190515&hz_gz=Ro+2017%2f13%2f0012
javalink?art=VwGH&id=700&gueltig=20201009&hz_gz=Ro+2019%2f13%2f0025


Seite 3 von 26 
 

 

 

Die Begründung des Bescheids entspricht inhaltlich der im Erkenntnis BFG 26. 2. 2019, 

RV/7101189/2018 wiedergegebenen Begründung für die dort angefochten gewesenen 

Bescheide. 

Beschwerde 

Gegen den im Spruch genannten Umsatzsteuerbescheid wurde Beschwerde mit dem Antrag 

auf Anwendung der umsatzsteuerlichen Pauschalierung nach § 22 UStG 1994 erhoben. 

Die Begründung der Beschwerde entspricht inhaltlich der im Erkenntnis BFG 26. 2. 2019, 

RV/7101189/2018 wiedergegebenen Begründung der dort erhobenen Beschwerde. 

Vorlage 

Das Finanzamt legte antragsgemäß ohne Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung die hier 

gegenständliche Beschwerde dem Bundesfinanzgericht zur Entscheidung vor. 
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Die inhaltlichen Ausführungen im Vorlagebericht entsprechen im Wesentlichen den 

diesbezüglichen Ausführungen im Vorlagebericht im Verfahren zu BFG 26. 2. 2019, 

RV/7101189/2018. 

Stellungnahme 

Die steuerliche Vertretung gab zum Vorlagebericht eine Stellungnahme ab, die inhaltlich jener 

vom 22. August 2018 im Verfahren zu BFG 26. 2. 2019, RV/7101189/2018 entspricht. 

Gegenäußerung des Finanzamts 

Das Finanzamt erstattete hierzu eine Gegenäußerung, die inhaltlich der Gegenäußerung vom 

18. Oktober 2018 im Verfahren zu BFG 26. 2. 2019, RV/7101189/2018 entspricht. 

Stellungnahme zur Gegenäußerung des Finanzamts 

Seitens der steuerlichen Vertretung erfolgte eine Stellungnahme zur Gegenäußerung des 

Finanzamts, die inhaltlich der diesbezüglichen Stellungnahme vom 10. Dezember 2018 im 

Verfahren zu BFG 26. 2. 2019, RV/7101189/2018 entspricht. 

Bekanntgabe der beantragten Besteuerungsgrundlagen 

Mit E- Mail vom 23. Jänner 2019 gab die steuerliche Vertretung die von der 

beschwerdeführenden Gesellschaft beantragten Bemessungsgrundlagen wie folgt bekannt: 

[...] 

Für den Beschwerdezeitraum ergibt dies für die hier beschwerdeführende GesBR: 

Bmgl. netto für Umsätze mit Zusatzsteuer 10%: 

2014: ---. 

Bmgl. netto für ig. Erwerbe 20%: 

2014: ---. 

Bekanntgabe der maßgebenden Einheitswerte 

Mit E- Mail vom 5. Februar 2019 gab die steuerliche Vertretung die hinsichtlich der 

beschwerdeführenden Gesellschaft maßgebenden Einheitswerte für den Streitzeitraum 

bekannt.  
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Mündliche Verhandlung 

Im Leitverfahren zu RV/7101189/2018 wurde in der mündlichen Verhandlung am 20. Februar 

2019 die Sach- und Rechtslage erörtert. Diesbezüglich wird auf die Wiedergabe im Erkenntnis 

BFG 26. 2. 2019, RV/7101189/2018 verwiesen. 

Erkenntnis BFG 26. 2. 2019, RV/7101189/2018 

Mit dem Erkenntnis BFG 26. 2. 2019, RV/7101189/2018 (Leitverfahren) vertrat des 

Bundesfinanzgericht die Auffassung, dass mit § 22 UStG 1994 die RL 2006/112/EG 

(MwStSystRL) richtlinienkonform umgesetzt worden sei. Es könne aus Spruchpunkt 2 des 

Urteils EuGH 12. 10. 2016, C-340/15, ECLI:EU:C:2016:764 ein unionsrechtliches Erfordernis 

einer Einzelfallprüfung der Anwendbarkeit der Pauschalregelung nicht abgeleitet werden. Die 

nationale Umsetzung der Richtlinienvorgabe, dass Landwirte, die keine 

verwaltungstechnischen Schwierigkeiten mit der Anwendung der Regelbesteuerung oder der 

Kleinunternehmerregelung haben, von der Pauschalierung auszunehmen seien, sei in der 

Weise erfolgt, dass Österreich im Wesentlichen darauf abstelle, ob der Landwirt Bücher führen 

müsse. 

Selbst wenn man der Ansicht sein sollte, dass das Unionsrecht eine (über die 

Buchführungspflicht hinausgehende) zusätzliche Prüfung der Frage verlange, ob die 

Verwaltungskosten des Umsatzsteuernormalregimes vom Landwirt getragen werden können, 

könne das von der belangten Behörde angestrebte Ergebnis nicht im Wege der Auslegung von 

§ 22 Abs. 1 UStG 1994 erzielt werden. Nach der ständigen Rechtsprechung des VwGH stecke 

der äußerste mögliche Wortsinn die Grenze jeglicher Auslegung ab. Jede Auslegung müsse 

immer noch im Wortlaut des Gesetzes eine Stütze finden. 

Die Anwendung der Pauschalausgleichprozentsätze nach der RL 2006/112/EG stelle außerdem 

keine unzulässige Beihilfe i. S. d. Art. 101 bis 106 AEUV dar, sondern die Neutralität des 

Mehrwertsteuersystems sicher. 

Erkenntnis VwGH 9. 10. 2020, Ro 2019/13/0025 

Der Verwaltungsgerichtshof hat mit Erkenntnis VwGH 9. 10. 2020, Ro 2019/13/0025 die gegen 

das Erkenntnis BFG 26. 2. 2019, RV/7101189/2018 erhobene Amtsrevision abgewiesen und 

unter anderem ausgeführt: 

17 Im Revisionsfall ist nicht strittig, dass die mitbeteiligte Partei die Voraussetzungen für die 

Anwendung des § 22 UStG 1994 dahingehend erfüllte, dass sie Umsätze im Rahmen eines land- 

und forstwirtschaftlichen Betriebes (Weinbau) ausführte, nicht buchführungspflichtig war und 

im Jahr 2015 die - mit dem BudBG 2014 eingeführte - Umsatzgrenze nicht nachhaltig iSd § 125 

BAO überschritten hat. 
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18 Im Urteil vom 12. Oktober 2016, Nigl, C-340/15, hat der EuGH im Hinblick auf den 

Ausgangsfall, an dem auch die mitbeteiligte Partei beteiligt war, zunächst darauf verwiesen, 

dass die Pauschalregelung mir landwirtschaftliche Erzeuger eine abweichende Regelung sei, die 

eine Ausnahme von der allgemeinen Regelung darstelle und daher nur insoweit angewandt 

werden dürfe, als dies zur Erreichung ihres Ziels erforderlich sei. 

19 Der EuGH führt weiters aus, dass - neben der Möglichkeit der Mitgliedstaaten, bestimmte 

Gruppen landwirtschaftlicher Erzeuger von der Pauschalregelung auszunehmen - nach Art. 296 

Abs. 2 der MwStSystRL von der Pauschalregelung für landwirtschaftliche Erzeuger solche 

„ausgenommen [seien]", denen die Anwendung der normalen oder der vereinfachten Regelung 

keine verwaltungstechnischen Schwierigkeiten bereite. 

20 Bezogen auf den Ausgangsfall ergebe sich daraus - so der EuGH weiter -, dass Art. 296 der 

MwStSystRL dahin auszulegen sei, dass er der Möglichkeit, die Anwendung der in diesem Artikel 

vorgesehenen gemeinsamen Pauschalregelung für landwirtschaftliche Erzeuger auf mehrere 

GesBR (zu denen auch die revisionsgegenständliche mitbeteiligte Partei gehört), die als 

mehrwertsteuerpflichtige eigenständige Unternehmer angesehen würden und untereinander 

zusammenarbeiteten, mit der Begründung abzulehnen, dass eine Kapitalgesellschaft, eine aus 

den Mitgliedern dieser Gesellschaften bürgerlichen Rechts gebildete Personenvereinigung oder 

eine aus der Kapitalgesell Schaft und den Mitgliedern der Gesellschaften bürgerlichen Rechts 

gebildete Personenvereinigung aufgrund der Betriebsgröße oder der Rechtsform nicht unter die 

Pauschalregelung falle, auch dann nicht entgegenstünde, wenn die Gesellschaften bürgerlichen 

Rechts nicht zu einer Gruppe von der Pauschalregelung ausgenommener Erzeuger gehörten, 

sofern sie aufgrund ihrer Verbindungen zur Kapitalgesellschaft oder einer dieser Vereinigungen 

faktisch in der Lage seien, die Verwaltungskosten im Zusammenhang mit den sich aus der 

Anwendung der normalen oder der vereinfachten Mehrwertsteuerregelung ergebenden 

Aufgaben zu tragen, was das vorlegende Gericht zu prüfen habe. 

21 Der EuGH hat im Urteil vom 12. Oktober 2016 keine Aussage dazu getroffen, ob das 

Kriterium der „verwaltungstechnischen Schwierigkeiten" in jedem Einzelfall oder nur in 

bestimmten Fallkonstellationen zu prüfen sei. 

22 Er hat aber ausdrücklich klargestellt, dass Art. 296 Abs. 1 MwStSystRL dahingehend 

auszulegen sei, dass der Anwendungsbereich der Pauschalregelung auf landwirtschaftliche 

Erzeuger beschränkt ist, denen die Anwendung der normalen Mehrwertsteuerregelung 

verwaltungstechnische Schwierigkeiten bereitet, und jene landwirtschaftlichen Erzeuger, bei 

denen keine diesbezüglichen Schwierigkeiten vorliegen, aus dem Kreis der Pauschallandwirte 

auszuschließen sind. 

23 Wie bereits ausgeführt, hat Österreich mit § 22 UStG 1994 die in Art. 295 ff MwStSystRL 

normierte Pauschalregelung für landwirtschaftliche Erzeuger zunächst dahingehend umgesetzt, 

dass nur nichtbuchführungspflichtige Unternehmer die Pauschalregelung in Anspruch nehmen 
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können. Seit dem 1. Jänner 2015 ist als zusätzliches Kriterium vorgesehen, dass die im Rahmen 

eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebes ausgeführten Umsätze den Betrag von 400.000 

nicht (nachhaltig) übersteigen. Die in Art. 296 der MwStSystRL genannten 

verwaltungstechnischen Schwierigkeiten mit dem normalen Mehrwertsteuerregime sind - 

abgesehen davon, dass die Verpflichtung, Bücher zu führen, naturgemäß mit einem höheren 

verwaltungstechnischen Aufwand verbunden ist - nach dem Wortlaut des § 22 UStG 1994 keine 

Voraussetzung mir die Inanspruchnahme der Pauschalierung. 

24 Bei Anwendung des nationalen Rechts, insbesondere der Vorschriften eines speziell zur 

Durchführung einer Richtlinie erlassenen Gesetzes, haben die nationalen Gerichte und 

Verwaltungsbehörden die Auslegung im Lichte der Richtlinie vorzunehmen (Grundsatz der 

richtlinienkonformen Auslegung, vgl. VwGH 20.2.2008, 2006/15/0161, VwSlg. 8312/F). 

25 § 22 Abs. 1 UStG 1994 ist daher grundsätzlich richtlinienkonform auszulegen (vgl. etwa 

VwGH 28.5.2019, Ro 2019/15/0002, zur richtlinienkonformen Auslegung bezüglich der von der 

Pauschalregelung erfassten Umsätze). 

26 Im gegenständlichen Fall scheidet eine solche Auslegung jedoch angesichts des eindeutig 

weiteren Wortlauts des Anwendungsbereichs von § 22 Abs. 1 UStG 1994 

(„nichtbuchführungspflichtigen Unternehmern, die Umsätze im Rahmen eines land- und 

forstwirtschaftlichen Betriebes ausführen“ bzw. ab 2015 „nichtbuchführungspflichtigen 

Unternehmern, deren im Rahmen eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebes ausgeführte 

Umsätze 400.000 Euro nicht übersteigen“) gegenüber dem ihn aufgrund seiner 

unionsrechtlichen Grundlage grundsätzlich zu unterstellenden Bedeutungsinhalt (unter 

Hinzudenken der unionsrechtlich geforderten generellen Einschränkung „denen die Anwendung 

des normalen Mehrwertsteuerregimes verwaltungstechnische Schwierigkeiten bereitet“) aus. 

Die Erweiterung der innerstaatlich normierten Voraussetzungen für die Pauschalierung um die 

in Art. 296 der MwStSystRL genannten verwaltungstechnischen Schwierigkeiten mit dem 

normalen Mehrwertsteuerregime würde den Auslegungsspielraum der zulässigen Ermittlung 

des Norminhalts nach innerstaatlichen Auslegungsregeln überschreiten und im Ergebnis die 

unmittelbare Anwendung einer nicht umgesetzten zusätzlichen Voraussetzung bedeuten. Ein 

solches Vorgehen kommt jedoch zu Lasten des Abgabepflichtigen nicht in Betracht (vgl. VwGH 

13.9.2017, Ro 2017/13/0015, sowie 5.9.2012, 2009/15/0213, VwSlg. 8741/F). 

27 Aus den dargelegten Gründen war die Revision gemäß § 42 Abs. 1 VwGG als unbegründet 

abzuweisen. 
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Zurücknahme der Anträge auf mündliche Verhandlung und auf Entscheidung durch 

den Senat 

Mit am 17. Dezember 2020 eingelangtem Schriftsatz der steuerlichen Vertretung wurde der 

Antrag auf Durchführung einer mündlichen Verhandlung und der Antrag auf Entscheidung 

durch den Senat im gegenständlichen Verfahren unter Hinweis auf das Vorliegen der 

Entscheidung VwGH 9. 10. 2020, Ro 2019/13/0025, zu der dieses Verfahren ausgesetzt worden 

ist, zurückgezogen. 

Das Bundesfinanzgericht hat erwogen: 

Sachverhalt 

Die beschwerdeführende Gesellschaft betrieb im Beschwerdezeitraum Weinbau. 

Die Umsätze der Gesellschaft überschritten den Betrag von 400.00 € (bis 2012, § 125 Abs. 1 

lit. a BAO i. d. F. BGBl. I Nr. 40/2014 i. V. m. § 323 Abs. 43 BAO) sowie von 550.000 € (ab 2013, 

§ 125 Abs. 1 lit. a BAO i. d. F. BGBl. I Nr. 40/2014 i. V. m. § 323 Abs. 43 BAO) und von 400.000 € 

(ab 2015, § 22 Abs. 1 UStG 1994 i. d. F. BGBl. I Nr. 40/2014) nicht oder nicht nachhaltig. 

Der maßgebende Einheitswert zum 1. Jänner eines Jahres lag jeweils unter 150.000 €. 

Im Beschwerdezeitraum arbeitete die beschwerdeführende Gesellschaft mit zwei weiteren 

Gesellschaften nach bürgerlichem Recht sowie einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung, 

deren Gesellschafter jeweils Mitglieder der Familie ***6*** sind, eng zusammen. Im Einzelnen 

wird auf den Beschluss BFG 29. 6. 2015, RE/7100001/2015, das das Erkenntnis BFG 26. 2. 2019, 

RV/7101189/2018 und das Erkenntnis VwGH 9. 10. 2020, Ro 2019/13/0025 verwiesen. 

Weitere Feststellungen zur Zusammenarbeit der Erwerbsgesellschaften untereinander und mit 

der Kapitalgesellschaft sind mangels Entscheidungsrelevanz entbehrlich. 

Beweiswürdigung 

Die Feststellung, dass die beschwerdeführende Gesellschaft Weinbau betrieb, sowie die 

Feststellung der Höhe der Umsätze und des maßgebenden Einheitswerts ergibt sich aus der 

Aktenlagen, diese Feststellungen sind unstrittig. 

Da es nach den Erkenntnissen BFG 26. 2. 2019, RV/7101189/2018 und VwGH 9. 10. 2020, Ro 

2019/13/0025 im Beschwerdefall nicht auf die näheren Umstände der der Zusammenarbeit 

der Erwerbsgesellschaften untereinander und mit der Kapitalgesellschaft ankommt, sondern 

die unstrittigen Feststellungen für eine Entscheidung in der Sache ausreichend sind, erübrigen 

sich weitere Feststellungen. 
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Rechtsgrundlagen 

Unionsrecht 

Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union: 

Artikel 42 

(ex-Artikel 36 EGV) 

Das Kapitel über die Wettbewerbsregeln findet auf die Produktion landwirtschaftlicher 

Erzeugnisse und den Handel mit diesen nur insoweit Anwendung, als das Europäische 

Parlament und der Rat dies unter Berücksichtigung der Ziele des Artikels 39 im Rahmen des 

Artikels 43 Absatz 2 und gemäß dem dort vorgesehenen Verfahren bestimmt. 

Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission genehmigen, dass Beihilfen gewährt werden 

a) zum Schutz von Betrieben, die durch strukturelle oder naturgegebene Bedingungen 

benachteiligt sind, oder 

b) im Rahmen wirtschaftlicher Entwicklungsprogramme. 

... TITEL VII. Gemeinsame Regeln betreffend Wettbewerb, Steuerfragen und Angleichung von 

Rechtsvorschriften 

Kapitel 1. Wettbewerbsregeln ... 

ABSCHNITT 2 

STAATLICHE BEIHILFEN 

Artikel 107 

(ex-Artikel 87 EGV) 

(1) Soweit in den Verträgen nicht etwas anderes bestimmt ist, sind staatliche oder aus 

staatlichen Mitteln gewährte Beihilfen gleich welcher Art, die durch die Begünstigung 

bestimmter Unternehmen oder Produktionszweige den Wettbewerb verfälschen oder zu 

verfälschen drohen, mit dem Binnenmarkt unvereinbar, soweit sie den Handel zwischen 

Mitgliedstaaten beeinträchtigen. 

(2) Mit dem Binnenmarkt vereinbar sind: 

a) Beihilfen sozialer Art an einzelne Verbraucher, wenn sie ohne Diskriminierung nach der 

Herkunft der Waren gewährt werden; 
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b) Beihilfen zur Beseitigung von Schäden, die durch Naturkatastrophen oder sonstige 

außergewöhnliche Ereignisse entstanden sind; 

c) Beihilfen für die Wirtschaft bestimmter, durch die Teilung Deutschlands betroffener Gebiete 

der Bundesrepublik Deutschland, soweit sie zum Ausgleich der durch die Teilung verursachten 

wirtschaftlichen Nachteile erforderlich sind. Der Rat kann fünf Jahre nach dem Inkrafttreten des 

Vertrags von Lissabon auf Vorschlag der Kommission einen Beschluss erlassen, mit dem dieser 

Buchstabe aufgehoben wird. 

(3) Als mit dem Binnenmarkt vereinbar können angesehen werden: 

a) Beihilfen zur Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung von Gebieten, in denen die 

Lebenshaltung außergewöhnlich niedrig ist oder eine erhebliche Unterbeschäftigung herrscht, 

sowie der in Artikel 349 genannten Gebiete unter Berücksichtigung ihrer strukturellen, 

wirtschaftlichen und sozialen Lage; 

b) Beihilfen zur Förderung wichtiger Vorhaben von gemeinsamem europäischem Interesse oder 

zur Behebung einer beträchtlichen Störung im Wirtschaftsleben eines Mitgliedstaats; 

c) Beihilfen zur Förderung der Entwicklung gewisser Wirtschaftszweige oder 

Wirtschaftsgebiete, soweit sie die Handelsbedingungen nicht in einer Weise verändern, die dem 

gemeinsamen Interesse zuwiderläuft; 

d) Beihilfen zur Förderung der Kultur und der Erhaltung des kulturellen Erbes, soweit sie die 

Handels- und Wettbewerbsbedingungen in der Union nicht in einem Maß beeinträchtigen, das 

dem gemeinsamen Interesse zuwiderläuft; 

e) sonstige Arten von Beihilfen, die der Rat durch einen Beschluss auf Vorschlag der Kommission 

bestimmt. 

Artikel 108 

(ex-Artikel 88 EGV) 

(1) Die Kommission überprüft fortlaufend in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten die in 

diesen bestehenden Beihilferegelungen. Sie schlägt ihnen die zweckdienlichen Maßnahmen vor, 

welche die fortschreitende Entwicklung und das Funktionieren des Binnenmarkts erfordern. 

(2) Stellt die Kommission fest, nachdem sie den Beteiligten eine Frist zur Äußerung gesetzt hat, 

dass eine von einem Staat oder aus staatlichen Mitteln gewährte Beihilfe mit dem Binnenmarkt 

nach Artikel 107 unvereinbar ist oder dass sie missbräuchlich angewandt wird, so beschließt sie, 

dass der betreffende Staat sie binnen einer von ihr bestimmten Frist aufzuheben oder 

umzugestalten hat. 
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Kommt der betreffende Staat diesem Beschluss innerhalb der festgesetzten Frist nicht nach, so 

kann die Kommission oder jeder betroffene Staat in Abweichung von den Artikeln 258 und 259 

den Gerichtshof der Europäischen Union unmittelbar anrufen. 

Der Rat kann einstimmig auf Antrag eines Mitgliedstaats beschließen, dass eine von diesem 

Staat gewährte oder geplante Beihilfe in Abweichung von Artikel 107 oder von den nach Artikel 

109 erlassenen Verordnungen als mit dem Binnenmarkt vereinbar gilt, wenn außergewöhnliche 

Umstände einen solchen Beschluss rechtfertigen. Hat die Kommission bezüglich dieser Beihilfe 

das in Unterabsatz 1 dieses Absatzes vorgesehene Verfahren bereits eingeleitet, so bewirkt der 

Antrag des betreffenden Staates an den Rat die Aussetzung dieses Verfahrens, bis der Rat sich 

geäußert hat. 

Äußert sich der Rat nicht binnen drei Monaten nach Antragstellung, so beschließt die 

Kommission. 

(3) Die Kommission wird von jeder beabsichtigten Einführung oder Umgestaltung von Beihilfen 

so rechtzeitig unterrichtet, dass sie sich dazu äußern kann. Ist sie der Auffassung, dass ein 

derartiges Vorhaben nach Artikel 107 mit dem Binnenmarkt unvereinbar ist, so leitet sie 

unverzüglich das in Absatz 2 vorgesehene Verfahren ein. Der betreffende Mitgliedstaat darf die 

beabsichtigte Maßnahme nicht durchführen, bevor die Kommission einen abschließenden 

Beschluss erlassen hat. 

(4) Die Kommission kann Verordnungen zu den Arten von staatlichen Beihilfen erlassen, für die 

der Rat nach Artikel 109 festgelegt hat, dass sie von dem Verfahren nach Absatz 3 

ausgenommen werden können. 

Artikel 109 

(ex-Artikel 89 EGV) 

Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäischen Parlaments 

alle zweckdienlichen Durchführungsverordnungen zu den Artikeln 107 und 108 erlassen und 

insbesondere die Bedingungen für die Anwendung des Artikels 108 Absatz 3 sowie diejenigen 

Arten von Beihilfen festlegen, die von diesem Verfahren ausgenommen sind. 
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Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über das gemeinsame 

Mehrwertsteuersystem (Mehrwertsteuerrichtlinie): 

KAPITEL 7 

Verschiedenes 

Artikel 272 

(1)  Die Mitgliedstaaten können folgende Steuerpflichtige von bestimmten oder allen Pflichten 

nach den Kapiteln 2 bis 6 befreien: 

a) Steuerpflichtige, deren innergemeinschaftliche Erwerbe von Gegenständen gemäß Artikel 3 

Absatz 1 nicht der Mehrwertsteuer unterliegen; 

b) Steuerpflichtige, die keine der in den Artikeln 20, 21, 22, 33, 36, 138 und 141 genannten 

Umsätze bewirken; 

c) Steuerpflichtige, die nur Gegenstände liefern oder Dienstleistungen erbringen, die gemäß den 

Artikeln 132, 135 und 136, den Artikeln 146 bis 149 sowie den Artikeln 151, 152 und 153 von 

der Steuer befreit sind; 

d) Steuerpflichtige, die die Steuerbefreiung für Kleinunternehmen nach den Artikeln 282 bis 292 

in Anspruch nehmen; 

e) Steuerpflichtige, die die gemeinsame Pauschalregelung für Landwirte in Anspruch nehmen. 

Die Mitgliedstaaten dürfen die in Unterabsatz 1 Buchstabe b genannten Steuerpflichtigen nicht 

von den in Kapitel 3 Abschnitte 3 bis 6 und Kapitel 4 Abschnitt 3 vorgesehenen Pflichten in 

Bezug auf die Rechnungsstellung entbinden. 

(2)  Machen die Mitgliedstaaten von der Möglichkeit nach Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe e 

Gebrauch, treffen sie die Maßnahmen, die für eine korrekte Anwendung der 

Übergangsregelung für die Besteuerung innergemeinschaftlicher Umsätze erforderlich sind. 

(3)  Die Mitgliedstaaten können auch andere als die in Absatz 1 genannten Steuerpflichtigen 

von bestimmten in Artikel 242 genannten Aufzeichnungspflichten entbinden. 
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TITEL XII 

SONDERREGELUNGEN 

KAPITEL 1 

Sonderregelung für Kleinunternehmen 

Abschnitt 1 

Vereinfachte Modalitäten für die Besteuerung und die Steuererhebung 

Artikel 281 

Mitgliedstaaten, in denen die normale Besteuerung von Kleinunternehmen wegen deren 

Tätigkeit oder Struktur auf Schwierigkeiten stoßen würde, können unter den von ihnen 

festgelegten Beschränkungen und Voraussetzungen nach Konsultation des 

Mehrwertsteuerausschusses vereinfachte Modalitäten für die Besteuerung und 

Steuererhebung, insbesondere Pauschalregelungen, anwenden, die jedoch nicht zu einer 

Steuerermäßigung führen dürfen. 

KAPITEL 2 

Gemeinsame Pauschalregelung für landwirtschaftliche Erzeuger 

Artikel 295 

(1)  Für die Zwecke dieses Kapitels gelten folgende Begriffsbestimmungen: 

1. „landwirtschaftlicher Erzeuger“ ist ein Steuerpflichtiger, der seine Tätigkeit im Rahmen eines 

land-, forst- oder fischwirtschaftlichen Betriebs ausübt; 

2. „land-, forst- oder fischwirtschaftlicher Betrieb“ ist ein Betrieb, der in den einzelnen 

Mitgliedstaaten im Rahmen der in Anhang VII genannten Erzeugertätigkeiten als solcher gilt; 

3. „Pauschallandwirt“ ist ein landwirtschaftlicher Erzeuger, der unter die Pauschalregelung 

dieses Kapitels fällt; 

4. „landwirtschaftliche Erzeugnisse“ sind die Gegenstände, die im Rahmen der in Anhang VII 

aufgeführten Tätigkeiten von den land-, forst- oder fischwirtschaftlichen Betrieben der 

einzelnen Mitgliedstaaten erzeugt werden; 

5. „landwirtschaftliche Dienstleistungen“ sind Dienstleistungen, die von einem 

landwirtschaftlichen Erzeuger mit Hilfe seiner Arbeitskräfte oder der normalen Ausrüstung 

seines land-, forst- oder fischwirtschaftlichen Betriebs erbracht werden und die normalerweise 
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zur landwirtschaftlichen Erzeugung beitragen, und zwar insbesondere die in Anhang VIII 

aufgeführten Dienstleistungen; 

6. „Mehrwertsteuer-Vorbelastung“ ist die Mehrwertsteuer-Gesamtbelastung der Gegenstände 

und Dienstleistungen, die von der Gesamtheit der der Pauschalregelung unterliegenden land-, 

forst- und fischwirtschaftlichen Betriebe jedes Mitgliedstaats bezogen worden sind, soweit 

diese Steuer bei einem der normalen Mehrwertsteuerregelung unterliegenden 

landwirtschaftlichen Erzeuger gemäß den Artikeln 167, 168 und 169 und 173 bis 177 

abzugsfähig wäre; 

7. „Pauschalausgleich-Prozentsätze“ sind die Prozentsätze, die die Mitgliedstaaten gemäß den 

Artikeln 297, 298 und 299 festsetzen und in den in Artikel 300 genannten Fällen anwenden, 

damit die Pauschallandwirte den pauschalen Ausgleich der Mehrwertsteuer-Vorbelastung 

erlangen; 

8. „Pauschalausgleich“ ist der Betrag, der sich aus der Anwendung des Pauschalausgleich-

Prozentsatzes auf den Umsatz des Pauschallandwirts in den in Artikel 300 genannten Fällen 

ergibt. 

(2)  Den in Anhang VII aufgeführten Tätigkeiten der landwirtschaftlichen Erzeugung 

gleichgestellt sind die Verarbeitungstätigkeiten, die ein Landwirt bei im Wesentlichen aus seiner 

landwirtschaftlichen Produktion stammenden Erzeugnissen mit Mitteln ausübt, die 

normalerweise in land-, forst- oder fischwirtschaftlichen Betrieben verwendet werden. 

Artikel 296 

(1)  Die Mitgliedstaaten können auf landwirtschaftliche Erzeuger, bei denen die Anwendung der 

normalen Mehrwertsteuerregelung oder gegebenenfalls der Sonderregelung des Kapitels 1 auf 

Schwierigkeiten stoßen würde, als Ausgleich für die Belastung durch die Mehrwertsteuer, die 

auf die von den Pauschallandwirten bezogenen Gegenstände und Dienstleistungen gezahlt 

wird, eine Pauschalregelung nach diesem Kapitel anwenden. 

(2)  Jeder Mitgliedstaat kann bestimmte Gruppen landwirtschaftlicher Erzeuger sowie 

diejenigen landwirtschaftlichen Erzeuger, bei denen die Anwendung der normalen 

Mehrwertsteuerregelung oder gegebenenfalls der vereinfachten Bestimmungen des Artikels 

281 keine verwaltungstechnischen Schwierigkeiten mit sich bringt, von der Pauschalregelung 

ausnehmen. 

(3)  Jeder Pauschallandwirt hat nach den von den einzelnen Mitgliedstaaten festgelegten 

Einzelheiten und Voraussetzungen das Recht, sich für die Anwendung der normalen 

Mehrwertsteuerregelung oder gegebenenfalls der vereinfachten Bestimmungen des Artikels 

281 zu entscheiden. 
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Artikel 297 

Die Mitgliedstaaten legen bei Bedarf Pauschalausgleich-Prozentsätze fest. Sie können die Höhe 

der Pauschalausgleich-Prozentsätze für die Forstwirtschaft, die einzelnen Teilbereiche der 

Landwirtschaft und die Fischwirtschaft unterschiedlich festlegen. 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die gemäß Absatz 1 festgelegten Pauschalausgleich-

Prozentsätze mit, bevor diese angewandt werden. 

Artikel 298 

Die Pauschalausgleich-Prozentsätze werden anhand der allein für die Pauschallandwirte 

geltenden makroökonomischen Daten der letzten drei Jahre bestimmt. 

Die Prozentsätze können auf einen halben Punkt ab- oder aufgerundet werden. Die 

Mitgliedstaaten können diese Prozentsätze auch bis auf Null herabsetzen. 

Artikel 299 

Die Pauschalausgleich-Prozentsätze dürfen nicht dazu führen, dass die Pauschallandwirte 

insgesamt Erstattungen erhalten, die über die Mehrwertsteuer-Vorbelastung hinausgehen. 

Artikel 300 

Die Pauschalausgleich-Prozentsätze werden auf den Preis ohne Mehrwertsteuer der folgenden 

Gegenstände und Dienstleistungen angewandt: 

1. landwirtschaftliche Erzeugnisse, die die Pauschallandwirte an andere Steuerpflichtige als jene 

geliefert haben, die in dem Mitgliedstaat, in dem diese Erzeugnisse geliefert werden, diese 

Pauschalregelung in Anspruch nehmen; 

2. landwirtschaftliche Erzeugnisse, die die Pauschallandwirte unter den Voraussetzungen des 

Artikels 138 an nichtsteuerpflichtige juristische Personen geliefert haben, deren 

innergemeinschaftliche Erwerbe gemäß Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b im Mitgliedstaat der 

Beendigung der Versendung oder Beförderung dieser landwirtschaftlichen Erzeugnisse der 

Mehrwertsteuer unterliegen; 

3. landwirtschaftliche Dienstleistungen, die die Pauschallandwirte an andere Steuerpflichtige 

als jene erbracht haben, die in dem Mitgliedstaat, in dem diese Dienstleistungen erbracht 

werden, diese Pauschalregelung in Anspruch nehmen. 

Artikel 301 

(1)  Für die in Artikel 300 genannten Lieferungen landwirtschaftlicher Erzeugnisse und 

Dienstleistungen sehen die Mitgliedstaaten vor, dass die Zahlung des Pauschalausgleichs 
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entweder durch den Erwerber bzw. den Dienstleistungsempfänger oder durch die öffentliche 

Hand erfolgt. 

(2)  Bei anderen als den in Artikel 300 genannten Lieferungen landwirtschaftlicher Erzeugnisse 

und landwirtschaftlichen Dienstleistungen wird davon ausgegangen, dass die Zahlung des 

Pauschalausgleichs durch den Erwerber bzw. den Dienstleistungsempfänger erfolgt. 

Artikel 302 

Nimmt ein Pauschallandwirt einen Pauschalausgleich in Anspruch, hat er in Bezug auf die dieser 

Pauschalregelung unterliegenden Tätigkeiten kein Recht auf Vorsteuerabzug. 

Artikel 303 

(1)  Zahlt der steuerpflichtige Erwerber oder Dienstleistungsempfänger einen Pauschalausgleich 

gemäß Artikel 301 Absatz 1, ist er berechtigt, nach Maßgabe der Artikel 167, 168, 169 und 173 

bis 177 und der von den Mitgliedstaaten festgelegten Einzelheiten von der Mehrwertsteuer, die 

er in dem Mitgliedstaat, in dem er seine besteuerten Umsätze bewirkt, schuldet, den Betrag 

dieses Pauschalausgleichs abzuziehen. 

(2)  Die Mitgliedstaaten erstatten dem Erwerber oder Dienstleistungsempfänger den Betrag des 

Pauschalausgleichs, den er im Rahmen eines der folgenden Umsätze gezahlt hat: 

a) Lieferung landwirtschaftlicher Erzeugnisse unter den Voraussetzungen des Artikels 138, 

soweit der Erwerber ein Steuerpflichtiger oder eine nichtsteuerpflichtige juristische Person ist, 

der/die als solcher/solche in einem anderen Mitgliedstaat handelt, in dessen Gebiet seine/ihre 

innergemeinschaftlichen Erwerbe von Gegenständen gemäß Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b der 

Mehrwertsteuer unterliegen; 

b) Lieferung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen unter den Bedingungen der Artikel 146, 147, 

148 und 156, Artikel 157 Absatz 1 Buchstabe b sowie der Artikel 158, 160 und 161 an einen 

außerhalb der Gemeinschaft ansässigen steuerpflichtigen Erwerber, soweit der Erwerber diese 

landwirtschaftlichen Erzeugnisse für die Zwecke seiner in Artikel 169 Buchstaben a und b 

genannten Umsätze oder seiner Dienstleistungen verwendet, die als im Gebiet des 

Mitgliedstaats erbracht gelten, in dem der Dienstleistungsempfänger ansässig ist, und für die 

gemäß Artikel 196 nur der Dienstleistungsempfänger die Steuer schuldet; 

c) landwirtschaftliche Dienstleistungen, die an einen innerhalb der Gemeinschaft, jedoch in 

einem anderen Mitgliedstaat ansässigen oder an einen außerhalb der Gemeinschaft ansässigen 

steuerpflichtigen Dienstleistungsempfänger erbracht werden, soweit der 

Dienstleistungsempfänger diese Dienstleistungen für die Zwecke seiner in Artikel 169 

Buchstaben a und b genannten Umsätze oder seiner Dienstleistungen verwendet, die als im 
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Gebiet des Mitgliedstaats erbracht gelten, in dem der Dienstleistungsempfänger ansässig ist, 

und für die gemäß Artikel 196 nur der Dienstleistungsempfänger die Steuer schuldet. 

(3)  Die Mitgliedstaaten legen die Einzelheiten für die Durchführung der in Absatz 2 

vorgesehenen Erstattungen fest. Dabei können sie sich insbesondere auf die Richtlinien 

79/1072/EWG und 86/560/EWG stützen. 

Artikel 304 

Die Mitgliedstaaten treffen alle zweckdienlichen Maßnahmen für eine wirksame Kontrolle der 

Zahlung des Pauschalausgleichs an die Pauschallandwirte. 

Artikel 305 

Wenden die Mitgliedstaaten diese Pauschalregelung an, treffen sie alle zweckdienlichen 

Maßnahmen, um sicherzustellen, dass Lieferung landwirtschaftlicher Erzeugnisse zwischen den 

Mitgliedstaaten unter den Voraussetzungen des Artikels 33 immer in derselben Weise besteuert 

wird, unabhängig davon, ob die Erzeugnisse von einem Pauschallandwirt oder von einem 

anderen Steuerpflichtigen geliefert werden. 

ANHANG VII 

VERZEICHNIS DER TÄTIGKEITEN DER LANDWIRTSCHAFTLICHEN ERZEUGUNG IM SINNE DES 

ARTIKELS 295 ABSATZ 1 NUMMER 4 

1. Anbau: 

a) Ackerbau im Allgemeinen, einschließlich Weinbau; 

b) Obstbau (einschließlich Olivenanbau) und Gemüse-, Blumen- und Zierpflanzengartenbau, 

auch unter Glas; 

c) Anbau von Pilzen und Gewürzen, Erzeugung von Saat- und Pflanzgut; 

d) Betrieb von Baumschulen. 

2. Tierzucht und Tierhaltung in Verbindung mit der Bodenbewirtschaftung: 

a) Viehzucht und -haltung; 

b) Geflügelzucht und -haltung; 

c) Kaninchenzucht und -haltung; 

d) Imkerei; 
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e) Seidenraupenzucht; 

f) Schneckenzucht. 

3. Forstwirtschaft. 

4. Fischwirtschaft: 

a) Süßwasserfischerei; 

b) Fischzucht; 

c) Muschelzucht, Austernzucht und Zucht anderer Weich- und Krebstiere; 

d) Froschzucht. 

ANHANG VIII 

EXEMPLARISCHES VERZEICHNIS DER LANDWIRTSCHAFTLICHEN DIENSTLEISTUNGEN IM SINNE 

DES ARTIKELS 295 ABSATZ 1 NUMMER 5 

1) Anbau-, Ernte-, Dresch-, Press-, Lese- und Einsammelarbeiten, einschließlich Säen und 

Pflanzen; 

2) Verpackung und Zubereitung, wie beispielsweise Trocknung, Reinigung, Zerkleinerung, 

Desinfektion und Einsilierung landwirtschaftlicher Erzeugnisse; 

3) Lagerung landwirtschaftlicher Erzeugnisse; 

4) Hüten, Zucht und Mästen von Vieh; 

5) Vermietung normalerweise in land-, forst- und fischwirtschaftlichen Betrieben verwendeter 

Mittel zu landwirtschaftlichen Zwecken; 

6) technische Hilfe; 

7) Vernichtung schädlicher Pflanzen und Tiere, Behandlung von Pflanzen und Böden durch 

Besprühen; 

8) Betrieb von Be- und Entwässerungsanlagen; 

9) Beschneiden und Fällen von Bäumen und andere forstwirtschaftliche Dienstleistungen. 

Abs. 50 der Erwägungsgründe zur RL 2006/112/EG lautet: 

(50) In Bezug auf die Landwirte sollten die Mitgliedstaaten die Möglichkeit haben, eine 

Sonderregelung anzuwenden, die zugunsten der Landwirte, die nicht unter die normale 
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Regelung fallen, einen Pauschalausgleich für die Vorsteuerbelastung enthält. Diese Regelung 

sollte in ihren wesentlichen Grundsätzen festgelegt werden, und für die Erfordernisse der 

Erhebung der Eigenmittel sollte ein gemeinsames Verfahren für die Bestimmung des von diesen 

Landwirten erzielten Mehrwerts definiert werden. 

Nationales Recht 

Umsatzsteuergesetz 1994 

§ 22 UStG 1994 lautet i. d. F. BGBl. I Nr. 134/2003: 

Besteuerung der Umsätze bei land- und forstwirtschaftlichen Betrieben 

§ 22. (1) Bei nichtbuchführungspflichtigen Unternehmern, die Umsätze im Rahmen eines land- 

und forstwirtschaftlichen Betriebes ausführen, wird die Steuer für diese Umsätze mit 10% der 

Bemessungsgrundlage festgesetzt. Soweit diese Umsätze an einen Unternehmer für dessen 

Unternehmen erbracht werden, wird die Steuer für diese Umsätze mit 12% der 

Bemessungsgrundlage festgesetzt. Die diesen Umsätzen zuzurechnenden Vorsteuerbeträge 

werden jeweils in gleicher Höhe festgesetzt. 

Die Bestimmungen des § 6 Abs. 1 Z 8 bis 26, des § 11 und des § 12 Abs. 10 und 11 sind 

anzuwenden. Weiters sind Berichtigungen nach § 16 vorzunehmen, die Zeiträume betreffen, in 

denen die allgemeinen Vorschriften dieses Bundesgesetzes Anwendung gefunden haben. 

(2) Unternehmer im Sinne des Abs. 1 haben für die Lieferungen der in der Anlage nicht 

angeführten Getränke und alkoholischen Flüssigkeiten eine zusätzliche Steuer von 10% der 

Bemessungsgrundlage, soweit diese Umsätze an einen Unternehmer für dessen Unternehmen 

erbracht werden, eine zusätzliche Steuer von 8% der Bemessungsgrundlage zu entrichten; wenn 

auf diese Umsätze die Voraussetzungen des § 10 Abs. 3 zutreffen, vermindert sich die 

zusätzliche Steuer auf 2%; sie entfällt, soweit diese Umsätze an einen Unternehmer für dessen 

Unternehmen erbracht werden. Für diese zusätzliche Steuer sowie für Steuerbeträge, die nach 

§ 11 Abs. 12 und 14 oder § 12 Abs. 10 und 11 geschuldet werden oder die sich nach § 16 

ergeben, gelten die allgemeinen Vorschriften dieses Bundesgesetzes mit der Einschränkung 

sinngemäß, dass ein weiterer Vorsteuerabzug entfällt. 

(3) Als land- und forstwirtschaftlicher Betrieb ist ein Betrieb anzusehen, dessen Hauptzweck auf 

die Land- und Forstwirtschaft gerichtet ist. Als Landwirtschaft gelten insbesondere der Acker-, 

Garten-, Gemüse-, Obst- und Weinbau, die Wiesen- und Weidewirtschaft einschließlich der 

Wanderschäferei, die Fischzucht einschließlich der Teichwirtschaft und die Binnenfischerei, die 

Imkerei sowie Tierzucht- und Tierhaltungsbetriebe im Sinne des § 30 des 

Bewertungsgesetzes 1955. 
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(4) Zum land- und forstwirtschaftlichen Betrieb gehören auch die Nebenbetriebe, die dem land- 

und forstwirtschaftlichen Hauptbetrieb zu dienen bestimmt sind. 

(5) Führt der Unternehmer neben den im Abs. 1 angeführten Umsätzen auch andere Umsätze 

aus, so ist der land- und forstwirtschaftliche Betrieb als gesondert geführter Betrieb im Sinne 

des § 12 Abs. 7 zu behandeln. 

(6) Der Unternehmer kann bis zum Ablauf des Veranlagungszeitraumes gegenüber dem 

Finanzamt schriftlich erklären, daß seine Umsätze vom Beginn dieses Kalenderjahres an nicht 

nach den Abs. 1 bis 5, sondern nach den allgemeinen Vorschriften dieses Bundesgesetzes 

besteuert werden sollen. Diese Erklärung bindet den Unternehmer für mindestens fünf 

Kalenderjahre. Sie kann nur mit Wirkung vom Beginn eines Kalenderjahres an widerrufen 

werden. Der Widerruf ist spätestens bis zum Ablauf des ersten Kalendermonates nach Beginn 

dieses Kalenderjahres zu erklären. 

(7) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 6 sind auch auf land- und forstwirtschaftliche Betriebe 

einer Körperschaft des öffentlichen Rechts anzuwenden, wenn die Umsätze der land- und 

forstwirtschaftlichen Betriebe gemäß § 1 Abs. 1 Z 1 in einem der dem Veranlagungsjahr 

vorangegangenen drei Kalenderjahre 400 000 Euro nicht überstiegen haben. Wird diese 

Umsatzgrenze nicht überschritten, so gelten die Abs. 1 bis 6 nur für jene land- und 

forstwirtschaftlichen Betriebe, hinsichtlich welcher der nach den Grundsätzen des ersten 

Abschnittes des zweiten Teiles des Bewertungsgesetzes 1955 unter Berücksichtigung von 

Zupachtungen und Verpachtungen zum 1. Jänner eines Jahres ermittelte Wert der bei 

Unterhalten eines zum land- und forstwirtschaftlichen Vermögen gehörenden Betriebes 

selbstbewirtschafteten Fläche 150 000 Euro nicht übersteigt. 

(8) Für Umsätze, für die die Voraussetzungen des § 10 Abs. 3 zutreffen, werden die diesen 

Umsätzen zuzurechnenden Vorsteuerbeträge abweichend von Abs. 1 in Höhe der sich bei 

Anwendung des Steuersatzes gemäß § 10 Abs. 3 ergebenden Steuer festgesetzt. 

Mit dem AbgÄG 2012 wurde § 22 UStG 1994 wie folgt (mit Wirksamkeit ab dem 

Veranlagungsjahr 2014) geändert: 

a) In Abs. 1 zweiter Unterabsatz lautet der erste Satz: 

„Die Bestimmungen des § 6 Abs. 1 Z 8 bis 26, des § 11 und des § 12 Abs. 10 bis 12 sind 

anzuwenden.“ 

b) In Abs. 2 lautet der zweite Satz: 

§ 22 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 zweiter Unterabsatz lautet der erste Satz: 

20 von 26

javalink?art=BG&id=1010100&ida=BewG1955&hz_id=1010100
javalink?art=BG&id=1053500&ida=UStG1994&hz_id=1053500&dz_VonParagraf=22


Seite 21 von 26 
 

 

„Die Bestimmungen des § 6 Abs. 1 Z 8 bis 26, des § 11 und des § 12 Abs. 10 bis 12 sind 

anzuwenden.“ 

b) In Abs. 2 lautet der zweite Satz: 

„Für diese zusätzliche Steuer sowie für Steuerbeträge, die nach § 11 Abs. 12 und 14 oder § 12 

Abs. 10 bis 12 geschuldet werden oder die sich nach § 16 ergeben, gelten die allgemeinen 

Vorschriften dieses Bundesgesetzes mit der Einschränkung sinngemäß, dass ein weiterer 

Vorsteuerabzug entfällt.“ 

Mit dem Budgetbegleitgesetz 2014 erfolgte folgende Änderung von § 22 UStG 1994 

(Wirksamkeit ab 1. 1. 2015): 

a) In Abs. 1 lautet der erste Satz: 

„Bei nichtbuchführungspflichtigen Unternehmern, deren im Rahmen eines land- und 

forstwirtschaftlichen Betriebes ausgeführte Umsätze 400.000 Euro nicht übersteigen, wird die 

Steuer für diese Umsätze mit 10% der Bemessungsgrundlage festgesetzt.“ 

b) Nach Abs. 1 wird folgender Abs. 1a angefügt: 

„(1a) Für die Ermittlung der Umsatzgrenze von 400.000 Euro nach Abs. 1 und den Zeitpunkt des 

Eintritts der aus Über- oder Unterschreiten der Umsatzgrenze resultierenden 

umsatzsteuerlichen Folgen ist § 125 BAO sinngemäß anzuwenden.“ 

Bundesabgabenordnung 

§ 124 BAO lautet i. d. F. BGBl. I Nr. 100/2006: 

3. Führung von Büchern und Aufzeichnungen. 

§ 124. Wer nach dem Unternehmensgesetzbuch oder anderen gesetzlichen Vorschriften zur 

Führung und Aufbewahrung von Büchern oder Aufzeichnungen verpflichtet ist, hat diese 

Verpflichtungen auch im Interesse der Abgabenerhebung zu erfüllen. 

§ 125 BAO lautet i. d. F. BGBl. I Nr. 112/2012: 

§ 125. (1) Soweit sich eine Verpflichtung zur Buchführung nicht schon aus § 124 ergibt, sind 

Unternehmer für einen land- und forstwirtschaftlichen Betrieb oder wirtschaftlichen 

Geschäftsbetrieb (§ 31), 

a) dessen Umsatz in zwei aufeinander folgenden Kalenderjahren jeweils 400.000 Euro 

überstiegen hat, oder 

b) dessen Wert zum 1. Jänner eines Jahres 150.000 Euro überstiegen hat, 
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verpflichtet, für Zwecke der Erhebung der Abgaben vom Einkommen Bücher zu führen und auf 

Grund jährlicher Bestandsaufnahmen regelmäßig Abschlüsse zu machen. Als Unternehmer im 

Sinn dieser Bestimmung gilt eine Gesellschaft, bei der die Gesellschafter als Mitunternehmer im 

Sinn der einkommensteuerlichen Vorschriften anzusehen sind, auch dann, wenn ihr 

umsatzsteuerrechtlich keine Unternehmereigenschaft zukommt; diesfalls sind die Umsätze des 

Gesellschafters maßgeblich, dem die Unternehmereigenschaft zukommt. Umsätze sind solche 

gemäß § 1 Abs. 1 Z 1 und 2 Umsatzsteuergesetz 1994 zuzüglich der Umsätze aus im Ausland 

ausgeführten Leistungen. Keine Umsätze sind jedoch nicht unmittelbar dem Betriebszweck oder 

dem Zweck des wirtschaftlichen Geschäftsbetriebes dienende Umsätze, die unter § 6 Abs. 1 Z 8 

und 9 und § 10 Abs. 2 Z 4 Umsatzsteuergesetz 1994 fallen oder - wären sie im Inland ausgeführt 

worden - fallen würden, Umsätze aus Geschäftsveräußerungen im Sinn des § 4 Abs. 7 

Umsatzsteuergesetz 1994, bei der Erzielung von Entschädigungen im Sinn des § 32 Z 1 

Einkommensteuergesetz 1988 ausgeführte Umsätze und Umsätze aus besonderen 

Waldnutzungen im Sinn der einkommensteuerrechtlichen Vorschriften. Als Wert im Sinn der 

lit. b ist der um den Wert der Zupachtungen erhöhte und um den Wert der Verpachtungen 

verminderte Einheitswert in seiner zuletzt maßgeblichen Höhe anzusetzen, wobei der 

Ermittlung des Wertes der Zupachtungen und Verpachtungen der nach der Art der Nutzung der 

betroffenen Flächen maßgebliche, bei der Feststellung des Einheitswertes des Betriebes 

angewendete Hektarsatz und in Ermangelung eines solchen der bei der Feststellung des 

Einheitswertes des Verpächterbetriebes für die verpachteten Flächen angewendete Hektarsatz, 

den das Finanzamt auf Anfrage dem Pächter mitzuteilen hat, zugrunde zu legen ist. Im 

Einheitswertbescheid ausgewiesene Abschläge und Zuschläge (§§ 35 und 40 

Bewertungsgesetz 1955) sind entsprechend zu berücksichtigen. Ist auf den Pachtgegenstand ein 

Hektarsatz nicht anzuwenden, so ist insoweit der darauf entfallende Ertragswert zugrunde zu 

legen. Eine Berücksichtigung der Abschläge und Zuschläge sowie des Ertragswertes hat bei der 

Wertermittlung nur insoweit zu erfolgen als das Finanzamt diese Werte auf Antrag, 

erforderlichenfalls von Amts wegen festgestellt hat. 

(2) Sind die Voraussetzungen des Abs. 1 lit. a erfüllt, so tritt die Verpflichtung nach Abs. 1 mit 

Beginn des darauf zweitfolgenden Kalenderjahres ein, sofern sie nicht gemäß Abs. 4 

aufgehoben wird. Eine nach Abs. 1 lit. a eingetretene Verpflichtung erlischt, wenn die dort 

genannte Grenze in zwei aufeinanderfolgenden Kalenderjahren nicht überschritten wird, mit 

Beginn des darauffolgenden Kalenderjahres. 

(3) Wird die Grenze des Abs. 1 lit. b am 1. Jänner eines Jahres überschritten, so tritt die 

Verpflichtung nach Abs. 1, sofern sie nicht gemäß Abs. 4 aufgehoben wird, mit Beginn des 

darauf zweitfolgenden Kalenderjahres ein, wobei für die Wertermittlung im Sinn des Abs. 1 nur 

solche Bescheide maßgeblich sind, die vor dem genannten 1. Jänner ergangen sind. Dies gilt 

entsprechend bei Nichtüberschreiten der Grenze des Abs. 1 lit. b am 1. Jänner eines Jahres für 

das Erlöschen der Verpflichtung nach Abs. 1 mit der Maßgabe, daß die Verpflichtung bereits mit 

Beginn dieses Kalenderjahres erlischt. 
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(4) Macht der Unternehmer glaubhaft, daß die Grenzen des Abs. 1 lit. a oder lit. b nur 

vorübergehend und auf Grund besonderer Umstände überschritten worden sind, so hat das 

Finanzamt auf Antrag eine nach Abs. 2 oder 3 eingetretene Verpflichtung aufzuheben. 

(5) Bei einem land- und forstwirtschaftlichen Betrieb braucht sich die jährliche 

Bestandsaufnahme nicht auf das stehende Holz zu erstrecken. Dies gilt sowohl in Fällen einer 

steuerlichen Buchführungspflicht nach Abs. 1 und § 124 als auch im Fall einer freiwilligen 

Buchführung. Der Bundesminister für Finanzen kann durch Verordnung bestimmen, welche 

besonderen Zusammenstellungen, Verzeichnisse und Register von buchführenden Land- und 

Forstwirten für steuerliche Zwecke zu führen sind. 

(6) Zuständig für Bescheide gemäß Abs. 1 letzter Satz und Abs. 4 ist das Finanzamt, dem die 

Erhebung der Einkommensteuer oder Körperschaftsteuer oder die Feststellung der Einkünfte 

(§ 188) des Unternehmers obliegt. 

Mit dem Budgetbegleitgesetz 2014 BGBl. I 40/2014, ausgegeben am 12. 6. 2014, wurde in § 

125 Abs. 1 lit. a BAO der Betrag „400.000 Euro“ durch den Betrag „550.000 Euro“ ersetzt 

("erstmals auf in den Jahren 2013 und 2014 ausgeführte Umsätze anzuwenden", § 323 Abs. 43 

BAO). 

Pauschalierungsvoraussetzungen nach nationalem Recht erfüllt 

Einvernehmen besteht zu Recht zwischen den Parteien des verwaltungsgerichtlichen 

Verfahrens, dass die beschwerdeführende Gesellschaft im Beschwerdezeitraum die vom 

nationalen Gesetzgeber in § 22 Abs. 1 UStG 1994 formulierten Voraussetzungen für die 

Pauschalbesteuerung der Umsätze von land- und forstwirtschaftlichen Betrieben erfüllt: 

Die Gesellschaft betrieb im Beschwerdezeitraum Land- und Forstwirtschaft, nämlich Weinbau 

(§ 22 Abs. 3 UStG 1994). 

Die Gesellschaft war im Beschwerdezeitraum (wie in den Vorzeiträumen) nicht 

buchführungspflichtig gemäß § 125 Abs. 1 BAO, da der maßgebende Einheitswert 150.000 € 

nicht überstiegen hat und die Umsätze nicht nachhaltig (in zwei aufeinanderfolgenden 

Kalenderjahren) den Betrag von 400.000 € bzw. 550.000 € überstiegen haben. 

Auch die in § 22 UStG 1994 i. Z. m. der Erhöhung der Buchführungsgrenze von 400.000 € auf 

550.000 € für die Pauschalierung normierte Umsatzgrenze von 400.000 € wurde im 

Beschwerdezeitraum nicht nachhaltig i. S. d. § 125 BAO i. V. m. § 22 Abs. 1a UStG 1994 

überschritten. 

Die beschwerdeführende Gesellschaft ist nach dem Wortlaut des § 22 UStG 1994 zur 

Anwendung der umsatzsteuerlichen Pauschalbesteuerung für Land- und Forstwirte im 

Beschwerdezeitraum berechtigt. 
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Sie hat nicht gemäß § 22 Abs. 6 UStG 1994 zur Regelbesteuerung optiert. 

Keine über den Wortlaut hinausgehende Auslegung von § 22 UStG 1994 

In den Erkenntnissen BFG 26. 2. 2019, RV/7101189/2018 und VwGH 9. 10. 2020, Ro 

2019/13/0025 wurde zu Recht erkannt, dass eine Erweiterung der innerstaatlich normierten 

Voraussetzungen für die Pauschalierung um die in Art. 296 RL 2006/112/EG (MwStSystRL) 

genannten verwaltungstechnischen Schwierigkeiten mit dem normalen Mehrwertsteuerregime 

den Auslegungsspielraum der zulässigen Ermittlung des Norminhalts nach innerstaatlichen 

Auslegungsregeln überschreiten und im Ergebnis die unmittelbare Anwendung einer nicht 

umgesetzten zusätzlichen Voraussetzung bedeuten. Ein solches Vorgehen komme jedoch zu 

Lasten des Abgabepflichtigen nicht in Betracht. 

Die Rechtslage ist damit höchstgerichtlich geklärt. 

Eine Interpretation von § 22 UStG 1994 in dem von der belangten Behörde angestrebten Sinn 

kommt daher nicht in Betracht. 

Rechtswidrigkeit des angefochtenen Bescheids 

Hieraus ergibt sich, dass der angefochtene Bescheid mit Rechtswidrigkeit behaftet ist (Art. 132 

Abs. 1 Z 1 B-VG), er ist daher gemäß § 279 Abs. 1 BAO abzuändern. 

Bemessungsgrundlagen und Abgabenfestsetzung 

Hinsichtlich der Bemessungsgrundlagen ist auf die Mitteilung der beschwerdeführenden 

Gesellschaft vom 23. Jänner 2019 zu verweisen. 

Umsatzsteuer 2014 

Die Umsatzsteuer wird für das Jahr 2014 festgesetzt mit 0,00 € 

Gesamtbetrag der Bemessungsgrundlagen für Lieferungen und 

sonstige Leistungen (einschließlich Anzahlungen), soweit nicht in der 

Pauschalierung enthalten 

0,00 € 

Gesamtbetrag der steuerpflichtigen Lieferungen, sonstigen 

Leistungen und Eigenverbrauch (einschließlich steuerpflichtiger 

Anzahlungen, soweit nicht in der Pauschalierung enthalten 

0,00 € 

 
Umsatzsteuer 
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0,00 € 

  

Summe Umsatzsteuer 0,00 € 

Gesamtbetrag der Vorsteuern (in Pauschalierung enthalten) 0,00 € 

Zahllast 0,00 € 

Revisionsnichtzulassung 

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG die 

(ordentliche) Revision zulässig, wenn sie von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der 

grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt 

oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird. 

Die Rechtsfrage, ob § 22 Abs. 1 UStG 1994 im Auslegungsweg um eine Einschränkung auf 

Unternehmer, die verwaltungstechnische Schwierigkeiten mit dem normalen 

Umsatzsteuerregime haben, zu erweitern ist, wurde mit dem Erkenntnis VwGH 9. 10. 2020, Ro 

2019/13/0025 geklärt. 

Eine Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung besteht somit nicht mehr. 

Die (ordentliche) Revision ist daher nicht zuzulassen. 

Bemerkt wird, dass gemäß § 34 Abs. 1a VwGG der Verwaltungsgerichtshof bei der Beurteilung 

der Zulässigkeit der Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG an den Ausspruch des 

Verwaltungsgerichts gemäß § 25a Abs. 1 VwGG nicht gebunden ist. 

Finanzamt Österreich 

§ 323b Abs. 1 bis 3 BAO lautet i. d. F. BGBl. I Nr. 99/2020 (2. FORG) 

§ 323b. (1) Das Finanzamt Österreich und das Finanzamt für Großbetriebe treten für ihren 

jeweiligen Zuständigkeitsbereich am 1. Jänner 2021 an die Stelle des jeweils am 31. Dezember 

2020 zuständig gewesenen Finanzamtes. Das Zollamt Österreich tritt am 1. Jänner 2021 an die 

Stelle der am 31. Dezember 2020 zuständig gewesenen Zollämter. 

(2) Die am 31. Dezember 2020 bei einem Finanzamt oder Zollamt anhängigen Verfahren 

werden von der jeweils am 1. Jänner 2021 zuständigen Abgabenbehörde in dem zu diesem 

Zeitpunkt befindlichen Verfahrensstand fortgeführt. 
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(3) Eine vor dem 1. Jänner 2021 von der zuständigen Abgabenbehörde des Bundes genehmigte 

Erledigung, die erst nach dem 31. Dezember 2020 wirksam wird, gilt als Erledigung der im 

Zeitpunkt des Wirksamwerdens für die jeweilige Angelegenheit zuständigen Abgabenbehörde. 

Die gegenständliche Entscheidung ergeht daher an das Finanzamt Österreich. 

 

 

 

Wien, am 22. Jänner 2021 
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